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Gesetze und Verordnungen 

Rechtsverordnung 

über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfadtangestellten 

in der Kirdtenverwaltung der Nordelbisdten Ev.-Luth. Kirche 

vom 9. Februar 1982 

Die Kirchenleitung hat aufgrund von § 2 Abs. 3 des Kirc hen­
gesetzes über die Ausbildung der Anwärter für die Laufbahn 

des gehobenen Verwaltungsdienstes und der Verwaltungsange­

stellten in der Nordelbis<hen Kir<he (Verwaltungsausbildungs­
gesetz) vom 28. 5. 1978 (GVOBI. 5. 203) folgende Rechtsver­

ordnung besc hlossen: 

§ 1
Geltungsbereich 

:::t. Diese Verordnung regelt in Anwendung der Verordnung des 

Bundes über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfach-

angestellten vom 2. Juli 1979 (Bundesgesetzblatt Teil I 5. 

886) und der Ersten Verordnung zur Änderung der Ver­
ordnung über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfach­
angestellten/zur Verwaltungsfachangestellten vom 2. April

1981 (Bundesgesetzblatt Teil I 5. 349) die Ausbildung in
der Fachrichtung Kirchenverwaltung der Nordelbischen Kir­

che.

2. Diese Rechtsverordnung gilt für alle kirchlichen Körper­

schaften sowie deren Dienste, Werke und Einrichtungen.

§ 2
Zuständige Stelle 

1. Zuständige Stelle im Sinne des Berufsbildungsgesetzes ist

das Nordelbische Kirchenamt.

2. Soweit nach dem Berufsbildungsgesetz mehrere zuständige
Stellen bestimmte Aufgaben auf eine von ihnen übertragen



können, wird das Nordelbische Kirchenamt ermächtigt, ent­
sprechende Vereinbarungen zu treffen. 

3. Das gleiche gilt, soweit mit staatlichen Stellen im Einzel­
fall Vereinbarungen hinsichtlich einer geordneten Durch­
führung der Berufsausbildung zu treffen sind.

§ 3
Ausbildungsberufsbild 

Gegenstand der Berufsausbildung sind mindestens die fol­
genden Kenntnisse und Fertigkeiten: 

1. Leben und Lehre der Kirche
2. Kirchliches Verfassungs- und Organisationsrecht
3. Kirchliches Verwaltungsrecht
4. Kirchliches Dienst- und Arbeitsrecht

5. Kirchliches Finanzwesen
6. Kirchliches Personenstands- und Meldewesen
7. Kirchliches Grundstücks-, Bau- und Friedhofswesen
8. Fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgaben­

gebieten der ausbildenden Stelle

§ 4
Ausbildungsrahmenplan 

1. Die Kenntnisse und Fertigkeiten nach § 3 sollen nach der
in der Anlage enthaltenen Anleitung zur sachlichen und
zeitlichen Gliederung der Berufsausbildung (Ausbildungs­

rahmenplan), die Bestandteil dieser Rechtsverordnung ist,
vermittelt werden.

l)[) 

2. Eine vom Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche
und zeitliche Gliederung des Ausbildungsinhalts ist zulässig,
soweit verwaltungspraktische Besonderheiten die Abwei­

chung erfordern.

§ 5
Übergangsregelungen 

Die vor Inkrafttreten dieser Rechtsverordnung begründeter 

Berufsausbildungsverhältnisse werden nach der Rechtsverord­
nung iiber die Ausbildung der Verwaltungsangestellten in der 
Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche vom 20. Juni 1978 (GVOBL S. 
203) zu Ende geführt, danach tritt diese Rechtsverordnuns
außer Kraft.

§ 6
Inkrafttreten 

Diese Rechtsverordnung tritt mit Wirkung \'Om 1 Augus: 
1981 in Kratt. 

Kl-Nr. 142 8'.'. 

Kiel, den 9. Februar 1982 

Die Kirchenleitung 
s t O 11 
Bischof 



Ausbildungsrahmenplan 

Anlage zu§ 4 

der Rechtsverordnung über di€ 
Berufsausbildung zum Verwaltungs­
fachangestellten in der NEK 

::'ür die Aucbildung zum Verwaltung,i",1,hange,tellten im Bereich der Kirchenverwaltung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 

(3. Ausbi!dungsjahr) 

'. fd. 
Nr. 

1 1 

l 

2 

3 

Teil des 
Ausbildungs bereits-

bild es 

2 

leben und Lehre der 
Kirche 

Kirchliches Verfas­
sungs- und Organisa­
tionsrecht 

---· 

Kirchliches 
Verwaltungsverfahren 

1 

a) 

Zu vermittelnde Kenntnisse Lmd Fertigkeiten 

3 

Biblisches Grundwissen vermitteln, das ev. Schrift­
verständnis und die Bedeutung der Bekenntnis­
bindung darstellen 

b) Auftrag und Aufgaben der Kirche in der Gesell­
schaft erläutern

c) Ämter, Dienste und 1-'Ve··ke in Kirche, Diakonie
1 und Mission darstellen 

I cl) Wohlfahrtspflege kirchlicher und nicht kirchlicher
Träger beschreiben

e) Gottesdienst und Amtshandlungen als Lebens­
äußerung der Kirche darstellen

f) Formen örtlicher und überörtlicher ökumenischer

Zusammenarbeit nennen

a) Entstehung und Entwicklung der Landeskirche dar­
stellen

b) Rechte und Pflichten der Gemeindeglieder, Mit­
gliedschaft, Kirchenaustritt erläutern

c) Organisation und Aufgaben der Kirchengemein­
den, Kirchenkreise und der Landeskirche sowie der
Diakonie und Mission beschreiben

d) Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens erläutern

e) Rechtsnormen nach ihrer Rechtsqualität unter­
scheiden

f) Aufbau und Zuständigkeit kirchlicher Gerichte er­
klären

g) Organisation und Aufgabe der EKD und sonstiger
kirchlicher Zusammenschlüsse darstellen

h) Das Verhältnis von Staat und Kirche nach Grund­
gesetz, Landesverfassung und Staatskirchenver­
trägen erläutern. Beispiele des Zusammenwirkens
auf Landes- und Kommunalebene nennen

a) Verwaltungsmaßnahmen dem nicht förmlichen
oder einem förmlichen Verwaltungsverfahren zu-
ordnen sowie unter den Begriff des Verwaltungs-
aktcs subsumieren

b) Fälle der Beteiligung kirchlicher Organe und an-
derer Stellen nennen

c) Bei Aufnahme von Anträgen und Niederschriften 
sowie bei Fristenüberwachung, Zustellung und 
Beglaubigung mitwirken 

d) Zweck, Umfang und Mittel der Aufsichtsführung
nennen

e) Verfahren bei der überprüfung von Verwaltungs-
akten durch die Behörde oder das zuständige Ge-
richt erläutern

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjaht 
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Lfd. 
Nr. 

1 

4 

5 

5.1 

5.2 

5.3 

Teil des 
Ausbildungsberufs­

bildes 

2 

Kirchliches Dienst­
und Arbeitsrecht 

Kirchliches Finanz­
wesen 

Haushalts-, Kassen­
und Rechnungswesen 

Kirchensteuerweser, 

Vermögensverwaltung 

Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 

3 

a) Die für Pfarrer, Kirchenbeamte, Angestellte und
Arbeiter geltenden Rechtsgrundlagen und deren
spezifische Rechte und Pflichten erläutern

b) Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse der
Pfarrer, Kirchenbeamten, Angestellten und Ar­
beiter beschreiben und Unterschiede darstellen

c )  Einstellungs- und Ausscheidungsvoraussetzungen 

von Pfarrern, Kirchenbeamten, Angestellten, Ar­
beitern erläutern 

d) Grundzüge der Arbeitsrechtsregelung für Ange­
stellte, Arbeiter und Auszubildende darstellen 

e) Besonderheiten des kirchlichen Besoldungs- und 

Versorgungsrechts nennen und erläutern 

f) Dienstwohnungsrecht und "\,\'ohnungsfürsorgericht­

linien erläutern 

g) iVesen und Rechtsgrundlagen des !'vlitarbeiterver­
tretungsrechts darstellen 

h) Möglichkeiten des Aus-, fort- und Weiterbil­
dungswesens beschreiben 

a) lVichtige Bestimmungen des Haushalts-, Kassen­
und Rechnungswesens erläutern

b) Verfahren bei der Aufstellung und der Ausfüh­
rung des Haushalts der Landeskirche (einschl.

Sonderhaushalte), der Kirchenkreise und der Kir­
chengemeinden beschreiben und entsprechende Ar­
beiten durchführen

c) Ziele der Finanzplanung crl:iutern

d) Zweck und Verfahren des Rechnungsprüfungs­
amtes schildern

a) Rechtsgrundlagen für die Erhebung von Kirchen­
steuern und Kirchengeldern nennen

bJ Steuerfestsetzungs- und Steuerhelmngsverfahren 

anhand von Beispielen erklären 

c) Begründung und Beendigung der Kirchensteuer­

pflicht darlegen

d) Rechtsgrundlagen für Zuweisungen, Umlagen und
Zuschüsse nennen sowie entsprechende Bewilli­

gungsbescheide vorbereiten

a) Allgemeine Aufgaben und· Grundsätze der Ver­
mögensverwaltung dars teilen

b) Rechtsgrundlagen der kirchlichen Vermögensver­
waltung erläutern

c) Zweckbestimmung des kirchlichen Vermögens dar­
stellen

d) Zuständigkeiten für die kirchliche Vermögensver­
waltung nennen

e) Begriffe des Kapitalvermögens und der Rücklagen
erläutern

f) Bei der Vorbereitung und Durchführung von Dar­
lehnsaufnahmen mitwirken, Genehmigungsverfah­
ren darstellen

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjak 
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Ud. 
Nr. 

l 

6 

., 
' 

8 

Teil des 
Ausbildungsberufs­

bildes 

2 

Kirchliches 
Personenstands- und 
Meldewesen 

Kirchliches 
Grundstücks-, Bau­
und Friedhofswesen 

Fallbezogene prak­
tische Rechtsanwen­
dung in Aufgaben­

gebieten der 
ausbildenden Stelle 

93 

Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 

3 

a) Bei der Führung von Kirchenbüchern und sonsti­
gen kirchlichen Registern mitwirken. Grundzüge
des Kirchenbuch- und Registerwesens erläutern

b) Bei der Erteilung von Auszügen, Bescheinigungen
sowie bei der Führung der Gemeindegliederkartei
mitwirken

a) Grundsätze der Grundstücksverwaltung erklären
b) Bei der Vorbereitung und Durchführung von

Grundstücksverträgen mitwirken; Genehmigungs­
verfahren darstellen

c) Grundbesitznachweis führen
d) Grundzüge des Grundbuch- und Katasterwesens

erläutern
e) Ablauf der Planung und Durchführung von Bau­

maßnahmen an Beispielen erläutern, bei der Auf­
stefümg von Kosten- und Finanzierungsplänen
und der Erstellung der Schlußabrechnung mit­
wirken

f) Wichtige staatliche und kirchliche Baubestimmun­
gen nennen

g) Aufgaben der Kunst- und Denkmalspflege darle­
gen

h) Grundzüge des Friedhofsrechts anhand von Fried­
hofssatzung und -gebührenordnung erläutern

-----------------------

a) Die Bestandteile eines Rechtssatzes (Tatbestand,
Rechtsfolge) erklären und unterscheiden

b) Bestimmte und unbestimmte Rechtsbegriffe erklä­
ren

c )  Folgen der möglichen Formen der Verknüpfung 
zwischen Tatbestand und Rechtsfolge (ist, soll, 
kann) darstellen 

d) Ausgangspunkt der Rechtsanwendung (Maßnah­
me, Antrag) und Rechtsfolgen darstellen

e) Sachverhalt ermitteln und auf rechtserhebliche
Tatsachen untersuchen

f) Konkreten Tatbestand in die einzelnen Tatbe­
standsmerkmale (alternativ, kumulativ) aufglie­
dern

g) Rechtserhebliche Tatsachen den Tatbestandsmerk­
malen zuordnen

h) Verhältnis mehrerer gesetzlicher Anspruchsgrund­
lagen zueinander (allgemeine u�d Spezialvor­
schriften) darstellen

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 
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Bekanntmachungen 

Anwendung der Vorschriften des Bundes auf die Berufsaus- 1. Berufsausbildung im öffentlichen Dienst 

bildungsverhältnisse zum Verwaltungsfachangestellten in der 2. Organisation 

Kirchenverwaltung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 

Kiel, den 16. Februar 1982 

Nach § 1 der Rechtsverordnung über die Berufsausbildung 

zum Verwaltungsfachangestellten in der Kirchenverwaltung der 

Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche vom 9. Februar 1982 (GVOBI. 

S. 89) finden auf die Berufsausbildungsverhältnisse der kirch­

lichen Auszubildenden im Bereich der Nordelbischen Kirche die

Bestimmungen des Bundes Anwendung, wie sie in der Ver­

ordnung des Bundes über die Berufsausbildung zum Verwal­

tungsfachangestellten vom 2. Juli 1979 (Bundesgesetzblatt Teil I

S. 886) und der Ersten Verordnung zur Änderung der Ver­

ordnung über die Berufsausbildung zum Verwaltungsfachange­

stellten/ zur Verwaltungsfachangestellten vom 2. April 1981

(Bundesgesetzblatt Teil I 5. 349) geregelt sind. 

Nachstehend werden die mit Wirkung vom l. August 1981 

für den Bereich der Nordelbischen Kirche geltenden Vorschrif­

ten bekanntgemacht. 

Nordelbisd1es Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Dr. R o s e n b o o m 

Az. : 30L,0 � E I / E 1 

Verordnung des Bundes 

iiber die Berufsausbildung zum Verwaltungsfad1angestellten/ 

zur Verwaltungsfachangestellten vom 2. Juli 1979 unter Be­

rücksichtigung der Änderung vom 2 .April 1981 (Auszug aus 

dem Bundesgesetzblatt 1979 Teil I S. 886 und Bundesgesetz-

blatt 1981 Teil I S. 349) 

§ 1 

Staatliche Anerkennung des Ausbildungsberuf;; 

Der Ausbildungsberuf Verwaltungsfachangestellter/Verwal­

tungsfachangestellte wird staatlich anerkannt. Er ist Ausbil­

dungsberuf des öffentlichen Dienstes. Soweit die Ausbildung 

im Bereich der Kirchen stattfindet, ist er kirchlicher A11sbil­

dungsberuf. 

§ 2 

Ausbildungsdauer, Fachrichtungen 

Die Ausbildung dauert 36 Monate. Es kann zwischen den 

Fachrichtungen 

allgemeine innere Verwaltung des Bundes, 

allgemeine innere Verwaltung der Länder, 

Kommunalverwaltung, 

Handwerksorganisation und Industrie- und Handelskam­

mern, 

Bundesverkehrsverwaltung 

oder Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangeli­
schen Kirche in Deutschland 

gewählt werden. 

§ 3
Ausbildungsberufsbild 

(1) Gegenstand der allen Fachrichtungen gemeinsamen Be­

rufsausbildung sind mindestens die folgenden Kenntnisse und 

Fertigkeiten: 

3. Verwaltungstechniken

a) Verwaltungstechnik und Bliroarbeiten, 

b) Beschaffung und Materialverwaltung,

c) Datenverarbeitung.

4. Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

a) Haushaltswesen,

b) Kassenwesen,
c) Rechnungslegung, Rechnungsprüfung.

5. Personalwesen
a) Einstellen und Ausscheiden von Angehörigen des öffen t­

lichen Dienstes (Personalverwaltung),

b) Berechnen von Beamtenbesoldung, Angestelltenvergütun­

gen, Arbeiterlöhnen, Ausbildungsvergütungen, Versor­
gung, 

c) zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung,

d) Erstatten von Reise- und Umzugskosten, 
e) Gewähren von Beihilfen, Vorschüssen und Unterstüt­

zungen,

f) Arbeitssicherheit und Unfallverhütung.

(2) Gegenstand der Berufsausbildung in den Fachrichtunge:·. 

sind mindestens die folgenden Kenntnisse und Fertigkeiten: 

1. In der Fachrichtung allgemeine innere Verwaltung des BuP.­

des: 

a) Verwaltungsverfahren,

b) Personalwesen,

c) Unfallversicherung, zusätzliche Alters- und Hinterblie­

benenversorgung,

aa) Unfallversicherung,

bb) zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung

d) Statistik, 

e) Liegenschafts- und Gerätewesen,

f) fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgabe1'.­

gebieten der ausbildenden Stelle.

2. In der Fachrichtung allgemeine innere Verwaltung der Län­

der: 
a) Verwaltungsverfahren,

b) Kommunalrecht, 

c ) Öffentliche Sicherheit und Ordnung, 

d) fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgaben­

gebieten der ausbildenden Stelle. 

3. In der Fachrichtung Kommunalverwaltung: 

a) Verwaltungsverfahren,
b) Kommunalrecht,

c) Sozialhilfe,

d) Öffentliche Sicherheit und Ordnung,

e) fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgaben­

gebieten der ausbildenden Stelle.

4. In der Fachrichtung Handwerksorganisation und Industrie­

und Handelskammern:

a) Selbstverwaltungsrecht,

b) Verwaltungsverfahren und Verwaltungsstreitverfahren,

c) Wirtschaftsrecht und Wirtschaftsverwaltung

aa) Gewerberecht,

bb) Firmenrecht, Handelsregister und Genossenschafts-
register, 

c c ) Handwerksrecht und Handwerksrolle, 
dd) Sachverständige und Schiedsgerichtsverfahren,

ee) Wettbewerbsrecht, 

ff) Wirtschaftsförderung und Wirtschaftsbeobachtung. 



j; Aufgaben der Kammern als zuständige Stellen nach dem 
Berufsbildungsgesetz 
aa) Begründung der Berufsausbildungsverhältnisse, 
bb) Verzeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse und 

Überwachung der Berufsausbildung, 
a) Zwischen- und Abschlußprüfungen,
dd) Berufliche Fortbildung, Umschulung und Prüfungen,

c) fallbezogene praktische Rechtsanwendung in Aufgaben-
gebieten der ausbildenden Stelle.

In der Fachrichtung Bundesverkehr;vern·2.ltung 

,1) Verwaltungsverfahren, 
bJ Unfallversicherung, zusätzliche Alters- und Hinterblie­

benenversorgung 
aa) Unfallversicherung, 
bb) zusätzliche Alters- und Hinterbliebenenversorgung, 

, J Verwalten von Liegenschaften, 
,-l) Verwalten von Fahrzeugen und schwimmenden Geräten, 
? ) Verkehrsrecht 

aa) iVasserwege- und Schiffah1 tsrecht, 
bb) Straßenverkehrsrecht, 

r) fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgaben-
gebieten der aus bildenden Stelle.

In der Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchcn 
der Evangelischen Kirche in Deutschland: 

. 1) Kirchliches Verwaltungsverfahren, 
b) Leben und Lehre der Kirche,
,) kirchliches Verfassungs- und Organisationsrecht,
d) kirchliches Dienst- und Arbeitsrecht,
e) kirchliches Finanzwesen,
f) kirchliches Personenstands- und Meldewesen,
;;) kirchliches Grundstücks-, Bau- und Friedhofswesen,
h) fallbezogene, praktische Rechtsanwendung in Aufgaben­

gebieten der ausbildenden Stelle.

§ 4 

Ausbildungsrahmenplan 

Die Kenntnisse und Fertigkeiten nach § 3 sollen in der den 
rachrichtungen gemeinsamen Berufsausbildung und in den 
, achrichtungen allgemeine innere Verwaltung des Bundes und 
Bundesverkehrsverwaltung nach der in der Anlage enthaltenen 
Anleitung zur sachlichen und zeitlichen Gliederung der Berufs-
3Usbildung (Ausbildungsrahmenplan) vermittelt werden. 

In den Fachrichtungen allgemeine innere Verwaltung der 
Länder, Kommunalverwaltung sowie Handwerksorganisation 
und Industrie- und Handelskammern erlassen die Länder, in 
Jer Fachrichtung Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der 
Evangelischen Kirche in Deutschland erlassen die Kirchen für 
die Zeit der Berufsausbildung nach § 2 Satz 4 die Vorschriften 
über den Ausbildungsrahmenplan im Sinne des § 25 Abs. 2 

Nr. 4 des Berufsbildungsgesetzes, dabei kann die Ausbildung 
in den Fachrichtungen allgemeine innere Verwaltung der Län­
der und Kommunalverwaltung zusammengefaßt werden. Eine 
vom Ausbildungsrahmenplan abweichende sachliche und zeit­
liche Gliederung des Ausbildungsinhalts ist insbesondere zu­
lässig, soweit eine berufsfeldbezogene Grundbildung vorausge­
gangen ist oder verwaltungspraktische Besonderheiten die Ab­
weichung erfordern. 

§ 5
Durchführung der Berufsausbildung 

(1) Während der Berufsausbildung beim Ausbildenden soll
der Auszubildende mit Verwaltungsvorgängen befaßt werden, 

die den im Ausbildungsrahmenplan bezeichneten Kenntnis,en 
und Fertigkeiten entsprechend auszuw:ihlen sind. Dabei sinci 
ihm durch regelmäßige Unterweisung Einsichten in Sinn, Zweck 
nnd Bedeutung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften, mit 
denen er fallbezogen befaßt wird, zu vermitteln. 

(2) Zur Ergänzung und Vertiefung der Berufsausbilduns
beim Ausbildenden sind die im Ausbildungsrahmenplan be­
Leichneten Kenntnisse und Fertigkeiten in einer dienstbeglei­
tenden Unterweisung von mindestens 420 Stunden zu je 45 \ !i­
:1uten Unterricht z.n vermitteln. Die dienstbegleitende Unter­
weisung kann ü, geeigneten Einrichtungen außerhalb der Aus­
bJdungsstätte durchgeführt werden. Die dienstbegleitende L'n­
tcrwcisung ist unter Beachtung der Pflicht des Ausznbilden,�<'n 
zum Besuch des Berufsschulunterrichts zu organisie,·en. 

(3) Soweit die erforder:ichen Kenntnisse und fertighilen
;,icht in vollem Umfang in de, Ausbildungsstätte vermittelt 
werden können, wird die zusätzlich zu vermilte!nde Benü.'­
i\usbildung in geeigneten Einrichtungen atdserhalb der Ati<bil­
dungsstätte durchgeführt. 

§ 6
..\usbildungsplan 

Der Ausbildende hat unter Zugrundelegung des Ausbildur,",­
rahmenplans für den Auszubildenden einen Ausbildungsplan 
zu erstellen . 

§ 7
Berichtsheft 

Der Auszubildende hat ein Berichtsheft in Form eines Aus­
bildungsnachweises zu führen. Ihm ist Gelegenheit zu geben, 
das Berichtsheft während der Ausbildungszeit zu führen. Der 
Ausbildende hat das Berichtsheft regelmäßig durchzusehen. 

§ 8
Zwischenprüfung 

(1) Es ist eine Zwischenprüfung durchzuführen. Sie soll in
der Mitte des zweiten Ausbildungsjahres stattfinden. 

(2) Die Zwischenprüfung ist schriftlich anhand praxisbezoge­
ner Fälle oder Aufgaben in 180 Minuten durchzuführen. Sie 
erstreckt sich auf die in der Anlage zu § 4 für die beiden 
ersten Ausbildungshalbjahre genannten Kenntnisse und Fer­
tigkeiten sowie auf den im Berufsschulunterricht entsprechend 
den Rahmenlehrplänen zu vermittelnden Lehrstoff, soweit er 
für die Berufsausbildung wesentlich ist. 

(3) Soweit die Zwischenprüfung in progr�mmierter Form
durchgeführt wird, kann von der in Absatz 2 vorgeschriebenen 
Prüfungsdauer abgewichen werden. 

§ 9
Abschlußprüfung 

(1) Die Abschlußprüfung erstreckt sich auf die zu vermit­
telnden Kenntnisse und Fertigkeiten ,die in der Anlage zu § 4 
und in den Vorschriften der Länder oder der Kirchen nach 
§ 4 Satz 2 entsprechend der Fachrichtung des Prüflings genannt
sind, sowie auf den im Berufsschulunterric� vermittelten
Lehrstoff, soweit dieser für die Berufsausbildung wesentlich
ist.

(2) Die Prüfung ist schriftlich und mündlich durchzuführen.

(3) In der schriftlichen Prüfung soll der Prüfling vier Arbei­
ten in den nachgenannten Prüfungsfächern anfertigen: 



1. Prüfungsfach Recht, Wirtschafts- und Sozialkunde:

In 120 Minuten soll der Prüfling Aufgaben oder Fälle

bearbeiten und dabei zeigen, daß er über Kenntnisse des

Staatsrechts und des bürgerlichen Rechts verfügt und daß

er allgemeine wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusam­

menhänge darstellen und beurteilen kann.

2. Prüfungsfach Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen:

In 120 Minuten soll der Prüfling eine oder mehrere

praxisbezogene Aufgaben oder Fälle bearbeiten und dabei

zeigen, daß er Grundlagen und System des Haushalts- und

Kassenwesens sowie des Rechnungswesens der Verwaltung

versteht und die bestehenden Regelungen anwenden kann.

"'· Prüfungsfach Personalwesen: 

In 120 Minuten soll der Prüfling eine oder mehrere 

praxisbezogene Aufgaben oder Fälle bearbeiten und dabei 

zeigen, daß er Grundlagen und System dieses Gebietes 

versteht und die bestehenden Regelungen anwenden kann. 

4. Fachrichtungsbezogenes Prüfungsfach (§ 3 Abs. 2):

In 120 Minuten soll der Prüfling eine oder mehrere

praxisbezogene Aufgaben oder Fälle aus dem Bereich der

besonderen Verwaltungszweige entsprechend der Fachrich­

tung, in der seine Ausbildung stattgefunden hat, bearbeiten

und dabei zeigen, daß er Grundlagen und System dieses

Verwaltungszweiges versteht und die bestehenden Rege­

lungen anwenden kann.

Die Prüfungsaufgaben des ersten bis dritten Prüfungsfaches

können auch allgemeine Lerninhalte des dritten Ausbildungs­

jahres einbeziehen. 

(4) Sind die Prüfungsleistungen in der schriftlichen Prüfung

in zwei Prüfungsfächern mit mindestens „ausreichend" und in 

den beiden anderen Prüfungsfächern mit „mangelhaft" bewer­

tet worden, so ist auf Antrag des Prüflings in einem der mit 

,,mangelhaft" bewerteten Prüfungsfächern die schriftliche Prü­

fung durch ein Prüfungsgespräch von etwa 15 Minuten zu 

ergänzen. Das Prüfungsfach ist vom Prüfling zu bestimmen. 

Bei der Ermittlung des Ergebnisses der schriftlichen Prüfung für 

dieses Prüfungsfach sind die Ergebnisse der schriftlichen Prü­

fungsarbeit und der Ergänzungsprüfung im Verhältnis zwei zu 

eins zu gewichten. 

(.5) Die mündliche Prüfung besteht aus einem Prüfungs­

gespräch. Dieses soll sich insbesondere auf die Kenntnisse 

und Fertigkeiten erstrecken, die nicht Gegenstand der schrift­

lichen Prüfung waren. Die mündliche Prüfung soll für den 

einzelnen Prüfling nicht länger als 30 Minuten dauern. 

(6) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses sind die durch

vier geteilte Summe der Ergebnisse der schriftlichen Prüfung 

und das Ergebnis der mündlichen Prüfung im Verhältnis zwei 

zu eins zu gewichten. 

(7) Die Prüfung ist bestanden, wenn in mindestens drei

schriftlichen Prüfungsarbeiten und im Gesamtergebnis der Prü­

fung mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden. 

Wird eine schriftliche Prüfungsarbeit oder die mlindliche Prü­

fung mit „ungenügend" bewertet, so ist die Prüfung nicht be­

standen. 

(8) In einer Wiederholungsprüfung ist der Prüfling auf An­

trag von der Prüfung in einzelnen Prüfungsfächern zu be­

freien, wenn seine Leistungen in diesen Prüfungsfächern bei 

einer höchstens zwei Jahre zurückliegenden Prüfung mit minde­

stens ausreichend bewertet wurden. 
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§ 10

Aufhebung vor Vorschriften 

(1) Die bisher im Verzeichnis der anerkannten Ausbildung,­

berufe (Beilage Nummer 25/78 zum BAnz. Nr. 196 a vom 1;-. 

Oktober 1978) aufgeführten Regelungen für die Ausbildungs­

berufe Verwaltungsangestellter in der staatlichen Innenver­

waltung/Verwaltungsangestellter in der Kommunalverwaltung 

oder Verwaltungsangestellter der Handwerksorganisation/Ver­

waltungsangestellter bei einer Industrie- und Handelskammer 

sind nicht mehr anzuwenden, wenn die Vorschriften nach § 4 

Satz 2 erlassen sind. 

(2) Absatz 1 gilt für die im Verzeichnis der anerkannter:.

Ausbildungsberufe (Beilage Nummer 41/80 zum BAnz. Nr. 

193 a vom 15. Oktober 1980) aufgeführten Regelungen für der. 

Ausbildungsberuf Verwaltungsangestellter im kirchlichen Dienst 

(Evangelisch-Lutherische Kirche) entsprechend. 

§ 11

Übergangsregelung 

(1) Für Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttretei:

dieser Verordnung in den Fachrichtungen allgemeine innere 

Verwaltung des Bundes und Bundesverkehrsverwaltung oder 

der Vorschriften nach § 4 Satz 2 in den Fachrichtungen allge­

meine innere Verwaltung der Länder, Kommunalverwaltung 

Handwerksorganisation und Industrie- und Handelskammern 

sowie Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangeli­

schen Kirche in Deutschland sechs Monate oder länger bestehen. 

sind die bisherigen Vorschriften weiter anzuwenden. 

(2) Für Berufsausbildungsverhältnisse, die bei Inkrafttrete1:

dieser Verordnung in den Fachrichtungen allgemeine innere 

Verwaltung des Bundes und Bundesverkehrsverwaltung oder 

der Vorschriften nach § 4 Satz 2 in den Fachrichtungen allge­

meine innere Verwaltung der Länder, Kommunalverwaltung, 

Handwerksorganisation und Industrie- und Handelskammern 

sowie Kirchenverwaltung in den Gliedkirchen der Evangeli­

schen Kirche in Deutschland noch nicht sechs Monate bestehen. 
kann die zuständige Stelle zur Vermeidung von Härten ge­

nehmigen, daß die bisher geltenden Vorschriften weiter ange­

wendet werden. 

§ 12

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungs­
gesetzes in Verbindung mit § 112 des Berufsbildungsgesetzes 

auch im Land Berlin. 

§ 13
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 

Kraft. 
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Ausbildungsrahmenplan 

Anlage 4 

(zu§ 4) 

für die Ausbildung zum Verwaltungsfachangestellten/zur Verwaltungsfachangestellten 

1. Für die Fachrichtungen gemeinsame Kenntnisse und Fertigkeiten: 

:...fd. 

Nr. 

1 

1 

2 

3 

3.1 

Teil des 

Ausbildungsberufs­

bildes 

2 

Berufsausbildung im 

öffentlichen Dienst 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 1)

Organisation 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 2)

Verwaltungstechniken 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3)

Verwaltungstechnik 

und Büroarbeiten 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3

Buchstabe a) 

Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 

3 

a) Die für die Berufsausbildung des Auszubildenden 

wesentlichen gesetzlichen und tariflichen Vor­

schriften nennen

b) Rechte und Pflichten des Auszubildenden erklären

c) Vv'esentliche Inhalte der Ausbildungsordnung und

des Ausbildungsplanes der ausbildenden Stelle

für den Auszubildenden beschreiben 

d) Weiterbildungsmöglichkeiten im öffentlichen 

Dienst beschreiben

a) Zweck und Aufgaben der öffentlichen Verwaltung

erklären 

b) Behördenaufbau in der Bundes-, Landes- und 

Kommunalverwaltung beschreiben 

c) Aufbau und Gliederung des Verwaltungszweiges 

der ausbildenden Stelle unter besonderer Berück­

sichtigung der Zuständigkeiten und des Instanzen­

zuges erklären

d) Aufbau und Gliederung der ausbildenden Stelle,

die Zuständigkeiten ihrer Organisationseinheiten

und den Geschäftsgang unter Berücksichtigung der

Arbeitsabläufe anhand des Aufgabengliederungs­

planes oder des Geschäftsverteilungsplanes erklä­

ren 

a) Den Zweck der Geschäftsordnung oder der allge­

meinen Geschäftsanweisung erklären

b) Grundregeln der für die ausbildende Stelle er­

lassenen Geschäftsordnung oder allgemeinen Ge­

schäftsanweisung nennen und beachten

c) Posteingänge geschäftsordnungsmäßig bearbeiten 

und den zuständigen Organisationseinheiten zu­

leiten 

d) Postausgänge geschäftsordnungsmäßig bearbeiten

e) Akten ordnungsmäßig anlegen und führen 

f) Schriftgut nach Aktenplan ablegen und auffinden; 

Terminvorlagen beachten 

g) Arbeits- und Organisationsmittel, insbesondere 

Büromaschinen, Formulare, Karteien, Nachrichten­

mittel zeit- und kostensparend einsetzen

h) Schreiben des laufenden Geschäftsverkehrs und

Aktenvermerke allgemeinverständlich und ge­

schäftsordnungsmäßig abfassen; vorgegebene 

Texte verwenden 

i) Texte ordnungsgemäß auf Diktiergeräte sprechen 

k) Die Regeln für das Maschinenschreiben beachten 

1) Einfache Statistiken aufstellen und führen 

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

1 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

2 3 4 5 6 

4 

1--

;-



Lfd. 

\Ir. 

1 

3.2 

3.3 

4 

4.1 

4.2 

4.3 

5 

Teil des 

Ausbildungsberufs­

bildes 

2 

Beschaffung und 

Materialverwaltung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3

Buchstabe b)

Datenverarbeitung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 3

Buchstabe c )

Haushalts-, Kassen­

und Rechnungswesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4)

Haushaltswesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4

Buchstabe a)

Kassenwesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4

Buchstabe b)

Rechnungslegung, 

Rechnungsprüfung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 4 

Buchstabe c)

Personalwesen 

(§ 3 Abs. 1 Nr. 5)

Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeite1', 

3 

a) Allgemeine Beschaffungsgrundsätze nennen

b) Das Beschaffungswesen der ausbildenden Stelle

beschreiben

c) Bei der Materialverwaltung und bei der Auswer­

tung von Angeboten mitwirken

a) Einsatz und Bedeutung der automatisierten Da­

tenverarbeitung in den Verwaltungszweigen der

ausbildenden Stelle beschreiben

b) t\1aßnahmen der ausbildenden Stelle zum Daten­

schutz und zur Datensicherung beschreiben

a) Unterschiede zwischen staatlicher und kommuna­

ler Haushaltswirtschaft nennen

b) Zweck und Gliederung des Haushaltsplanes be­

schreiben

c )  Das Verfahren bei der Aufstellung des Haus­

halts und das Zustandekommen des Haushalts in 

der ausbildenden Stelle beschreiben 

d) Einnahme- und Ausgabearten des Haushaltsplanes 

der ausbildenden Stelle nennen 

e) Kassenanweisungen fertigen, Haushaltsüberwa­

chungsliste führen 

f) Anträge auf Freigabe, Verfügbarkeit und Umver­

teilung von Haushaltsmitteln bearbeiten 

g) Die Voraussetzungen für die Heranziehung zu öf­

fentlich-rechtlichen Geldforderungen der ausbil­

denden Stelle nennen 

h) Die Voraussetzungen für die Einziehung oder die 

Vollstreckung von Geldforderungen nennen 

i) Stundung, Niederschlagung und Erlaß von For­

derungen erläutern 

a) Aufgaben und Organisationen der Kassen und

Zahlstellen beschreiben

b) Die Arten und die Merkmale der Kassenanord­

nungen aufzählen

c) Kassenanordnungen auf ihre formale Richtigkeit

und Vollständigkeit prüfen

d) Belege für Zahlungsvorgänge erstellen

e) Die in den Kassen und Zahlstellen geführten

Bücher und Anschreibelisten nennen

f) Bei der Zusammenstellung der Buchungsbelege

und ihrer Vorbereitung für die Datenverarbeitung

mitwirken

a) Aufgabe und Verfahren der Rechnungslegung be­

schreiben

b) Aufgaben und Organisation der Rechnungsprü­

fung der ausbildenden Stelle beschreiben

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjah: 

1 2 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

3 

4 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

i 

X 

X 

4 5 6

X 

X 



Lfd. 

Nr. 

1 

5.1 

5.2 

5.3 

Teil des 
Ausbildungsberufs­

bildes 

2 

Einstellen und Aus­
scheiden von Ange­
hörigen des öffent­

lichen Dienstes 
(Personalverwaltung) 
(§ 3 Abs. 1 Nr. s
Buchstabe a) 

Berechnen von 
Beamtenbesoldung, 
Angestell tenver­
gütungen, Arbeiter­
löhnen, Ausbil­
dungsvergütungen; 
Versorgung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. s
Buchstabe b) 

Zusätzliche Alters­
und Hinterbliebenen­

versorgung 

(§ 3 Abs. 1 Nr. s
Buchstabe c)

5.4 Erstatten von Reise­
und Umzugskosten 
(§ 3 Abs. 1 Nr. s
Buchstabe d)

Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 

3 

a) Die für Angehörige des öffentlichen Dienstes gel­
tenden Rechtsgrundlagen nennen

b) Dienst-, Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse von
Beamten, Angestellten und Arbeitern hinsichtlich 

Art, Begründung und Beendigung unterscheiden 

c) Laufbahngruppen der Beamten unterscheiden

d) Pflichten und Rechte von Beamten, Angestellten 
und Arbeitern erläutern und unterscheiden 

e) Einstellen und Ausscheiden von Beamten, Ange­
stellten und Arbeitern vorbereiten

f) Bedeutung der Arbeitsschutzgesetze, die durch sie
besonders geschützten Personenkreise sowie spe­
zielle Arten von Schutzvorschriften, insbesondere
beim Kündigungsschutz, Mutterschutz, Jugendar­
beitsschutz und im Schwerbehindertenrecht nennen

g) Zweck und Ziel des Personalvertretungsgesetzes 
nennen, Zusammensetzung und Aufgaben der Per­
sonalvertretungen sowie Beteiligungsarten be­
schreiben 

a) Rechtsgrundlagen der Bezüge für Beamte, Ange­

stellte, Arbeiter, Auszubildende und Praktikanten 
und ihre wesentlichen Regelungen nennen

b) Bei vorgegebenen Besoldungsdienstalter Brutto­
und Nettobezüge von Beamten ermitteln

c) Versorgungsarten nach dem Beamtenversorgungs­
recht nennen

d) Brutto- und Nettovergütungen und -löhne unter
Einbeziehung von Zulagen und Überstundenver­
gütung ermitteln 

e) Krankenbezüge für Angestellte, Arbeiter und Aus­
zubildende berechnen und die Dauer i hrer Za h­
lung festlegen 

f) Besonderheiten von Sozialbezügen, Urlaubsvergü­
tungen und -löhnen sowie Sachleistungen nennen

g) Ansprüche des Arbeitnehmers nach Beendigung 

des Arbeitsverhältnisses prüfen, Übergangsgeld
feststellen 

a) Grundsätze der zusätzlichen Alters- und Hinter­

bliebenenversorgung im öffentlichen Dienst nen­
nen

b) Zusammensetzung der Gesamtversorgung erläu­
tern und die Anspruchsvoraussetzungen beschrei­

ben

c) Meldung an die Zusatzversorgungseinrichtung vor­

bereiten

a) Die erstattungsfähigen Kosten bei Dienstreisen
und -gängen beschreiben

b) Die Voraussetzungen für die Gewährung von Um­
zugskostenvergütungen und Trennungsgeld nen­
nen, Arten der Umzugskostenvergütungen und
Trennungsgelder unterscheiden

c) Reisekosten und Trennungsgeld berechnen und
Anweisungen vorbereiten

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjah-

1 2 3 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

4 

4 1 5 C 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 

X 
1 

X 
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Nr. 
Teil des 

Zu vermitteln im Ausbildungshalbjahr 

lfd. 
Ausbildungsberufs- Zu vermittelnde Kenntnisse und Fertigkeiten 

bildes 1 2 3 4 5 6 

1 2 3 4 

5.S Gewähren von Bei- a) Beihilfeberechtigung sowie Aufwendungen und X 

hilfen, Vorschüssen Beihilfefähigkeit prüfen

und Unterstützungen b) Beihilfen berechnen und Anweisungen vorbereiten X 

(§ 3 Abs. l Nr. 5
c) Die Voraussetzungen für die Gewährung von Vor-

Buchstabe e)
schlissen und Unterstützungen nennen

- -

5.6 Arbeitssicherheit und a) Die Bedeutung von Arbeitssicherheit und Unfall- X 

Unfallverhütung verhütung erklären

(§ 3 Abs. 1 Nr. s b) Die für die Tätigkeit in der Verwaltung wichtigen X 

Buchstabe f) Vorschriften über Arbeitssicherheit und Unfall-

verhütung nennen und erklären
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Vorläufige Ordnung für die Arbeit des Pädagogisch-Theologi­

schen Instituts der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche 

Die Kirchenleitung hat nach § 74 Abs. 1 des Einführungs­

gesetzes zur Verfassung beschlossen, die Arbeit der Arbeits­

stätten des Pädagogisch-Theologischen Instituts in Hamburg 

und Kiel unter der Bezeichnung „Pädagogisch-Theologisches 

Institut Nordelbien" wie folgt zusammenzufassen: 

§ 1

(1) Das Pädagogisch-Theologische Institut (PTI) hat den 

Auftrag, die Bildungs-, Erziehungs- und Unterrichtsarbeit der 

Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche, der Kirchenkreise und der 

Kirchengemeinden sowie den Religionsunterricht in den Schulen 

Hamburgs und Schleswig-Holsteins zu fördern. 

Insbesondere hat das PTI folgende Aufgaben: 

Im gemeindebezogenen Bereich: 

Förderung der Gemeindearbeit mit Kindern und des Kin­

dergottesdienstes 

Förderung der Konfirmandenarbeit 

Fort- und Weiterbildung der Pastoren und der kirchlichen 

Mitarbeiter auf pädagogisch-theologischem Gebiet 

- Mitarbeit in der Ausbildung der Vikare und der kirch­

lichen Mitarbeiter 

- Mitarbeit in der evangelischen Elternschaft und in der Er­

wachsenenbildung 

Mitwirkung an gemeindlichen Erziehungsaufgaben und bei 

der kirchlichen Öffentlichkeitsarbeit zu pädagogischen Fra­

gen 

- Wissenschaftliche Arbeit auf pädagogisch-theologischem

Gebiet

Im schul bezogenen Bereich: 

- Förderung des Religionsunterrichts 

- Mitwirkung im kird1lichen Schulwesen

- Aus-, Fort- ünd Weiterbildung von Lehrern aller Schularten 

Mitarbeit im Schulvikariat 

- Mitarbeit in Lehrplan- und Lehrbuchausschüssen 

- Förderung religionspädagogischer Arbeitsgemeinschaften 

- Unterstützung evangelischer Schülerarbeit 

- Zusammenarbeit mit den Lehrerverbänden 

- Stellungnahmen zu schulpädagogischen Fragen 

- Wissenschaftliche Arbeit auf religionspädagogischem Ge-

biet 

Im medienbezogenen Bereich: 

Bereitstellung und Entwicklung von Lehrmitteln, Lernmitteln 

und Unterrichtshilfen für den gemeinde- und den schulbe­

zogenen Bereich 

- Beratung und Mitarbeit bei der Herstellung von Schulfunk­

und Schulfernsehsendungen

(2) Das Pädagogisch-Theologische Institut steht der Kirchen­

leitung in allen Angelegenheiten, die den Bildungs-, Erziehungs­

und Unterrichtsauftrag der Kirche und den Religionsunterricht 

in den Schulen betreffen, zur Beratung zur Verfügung. Es wirkt 

im Beirat für Erziehung und Schule mit. 

(3) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben wirkt das Pädagogisch­

Theologische Institut mit kirchlichen und öffentlichen For­

schungs- und Bildungseinrichtungen, insbesondere der Lehrer­

fortbildung, zusammen. 

§ 2

(1) Das Pädagogisch-Theologische Institut ist ein in recht­

lichen unselbständiger Form geordneter Dienst der Nordelbi­

schen Ev.-Luth. Kirche nach Artikel 60 Buchstabe a) der Ver­

fassung. Das Institut ist verpflichtet, mit den Einrichtungen 

und Gremien in der Nordelbischen Evangelisch-Lutherischen 

Kirche zusammenzuarbeiten, die erzieherische und unterricht­

liche Aufgaben wahrnehmen. 

(2) Das Institut nimmt seine Aufgaben durch die Arbeits­

stätten in Hamburg und Kiel wahr. Die Kirchenleitung kann. 

weitere Arbeitsstätten unter regionalen oder funktionalen Ge­

sichtspunkten einrichten. Der Abschluß zweckdienlicher Ver­

einbarungen erfolgt durch das Nordelbische Kirchenamt. 

(3) Die Arbeitsstätten des PTI erfüllen ihren Auftrag selb­

ständig unter der Aufsicht der Kirchenleitung. Die personelle 

und sachliche Ausstattung der Arbeitsstätten erfolgt nach re­

gionalen und funktionalen Gesichtspunkten. Die Arbeit de, 

PTI geschieht in enger Zusammenarbeit mit den Kirchenkreisen. 

§ 3 

(1) Die Kirchenleitung der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche

bestellt auf die Dauer von 6 Jahren ein Kuratorium für das 

PTI. 

(2) Das Kuratorium ist dazu berufen, die Kirchenleitung in 

Fragen des Unterrichtes zu beraten, an der Gestaltung der In­

stitutsarbeit mitzuwirken und dafür Grundsätze und Schwer­

punkte zu empfehlen. 

Es hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Erarbeitung von Entwürfen der Arbeitsfeldbeschreibungei: 

der wissenschaftlichen Mitarbeiter und Fachreferenten. 

b) Feststellung des Wirtschaftsplanes des PTI. 

c) Mitwirkung bei der Berufung der Leiter der Arbeitsstätten 

wissenschaftlichen Mitarbeiter und Fachreferenten nach § 4 

Abs. 1 und 2. 

(3) Das Kuratorium besteht aus folgenden Mitgliedern: 

a) ein von der Kirchenleitung entsandtes Mitglied 

b) die Leiter der Arbeitsstätten des PTI

c) der für das PTI zuständige Dezernent des Nordelbischer. 

Kirchenamtes 

d) 5 Mitglieder, die von der Kirchenleitung auf Empfehlung

des Beirats für Erziehung und Schule berufen werden.

§ 4

(1) Die Kirchenleitung beruft auf Vorschlag des Kuratoriums 

die Leiter der Arbeitsstätten in Kiel und Hamburg. Einer der 

Arbeitsstättenleiter wird vom Kuratorium auf 2 Jahre mit der 

Geschäftsführung beauftragt. 

(2) Die wissenschaftlichen Mitarbeiter und Fachreferenten 

der Arbeitsstätten in Hamburg und Kiel werden auf Vorschlag 

des Kuratoriums durch die Kirchenleitung berufen. 

(3) Die Kirchenleitung bestimmt auf Vorschlag des Kura­

toriums den Vertreter der Leiter der Arbeitsstätten in Ham­

burg und Kiel. 

(4) Die wissenschaftlichen Mitarbeiter und Fachreferenten 

der Arbeitsstätten sind jeweils vorher zu hören. 

(5) Die wissenschaftlichen Mitarbeiter und Fachreferenten

nehmen die ihnen übertragenen Aufgabenbereiche selbständig 

wahr. 

§ 5 

(1) Die Leiterkonferenz berät die Planung und Durchführung 

der Aufgaben des Instituts und wirkt bei der Aufstellung des 

Wirtschaftsplanes mit. 

(2) Die Leiterkonferenz wird durch die Arbeitsstättenleiter

und je einen weiteren wissenschaftlichen Mitarbeiter jeder 

Arbeitsstätte gebildet. Zu ihr können weitere wissenschaftliche 

Mitarbeiter und Fachreferenten hinzugezogen werden. In An-



102 

:;elegenheiten ,eines Arbeitsgebiete, ist der betreffende Mit­

?.rbeiter zu hören. Der zuständige Dezernc'nt des Nordelbischen 

:<irchenamtes kann an den Sitzungen der Leiterkonferenz teil­

c,ehrnen. 

(3) In den Arbeitsstätten finden Mitarbeiterbesprechungen

clatt. Zwischen den ]\1itarbeitern de� Arbeitsstätten können 

z achkonferenzen gebildet werden. 

§ 6 

!l) Die Dienstaufsicht über die Mitarbeiter des PT! obliegt

Jem Leiter der jeweiligen Arbeitsstät\e. 

(2) Unbeschadet der geistlichen Aufsicht der Bischöfe unter­
stehen die Leiter der Arbeitsstätten in Kiel und Hamburg der 

Dienstaufsicht des Nordelbischen Kirchenamtes. 

§ 7

ll) Die Verantwortung für die Verwaltung Hie die Arbeits­

:'tätten in Hamburg und Kiel obliegt dem der Geschäftsfiih­
·ung beauftragten Leiter.

(2) Die Vorbereitung des vVirtschaftsplanes und seine Durch­

führung obliegt in den Arbeitsstätten Hamburg und Kiel dem 

:nit der Geschäftsführung beauftr'1r;ten Leiter. 

§ 8

Diese Vorläufige Ordnung tritt am Tage nach ihrer Ver­

�iffentlichung in Kraft. Zu diesem Zeitpunkt tritt die vorläufige 

Ordnung über die Arbeit des PTI vom 1. März 1977 (GVOBI. 
5. 68) in der Fassung vom 23. Oktober 1980 (GVOBI. 5. 292)

dußer Kraft.

:.CL-Nr. 304/82 

Kiel, den 19. März 1982 

Die Kirchenleitung 

5 t O 11 

Bischof 

Durchführung des Kirchenbesoldungsgesetzes 

hier: Freibetrag 1982 für die Ablieferung der Vergütungen 
aus Nebentätigkeit der Pastoren 

Kiel, den 17. März 1982 

Aufgrund von § 14 des Kirchenbesoldungsgesetzes -� KBesG 

- (GVBl. 1977 5. 243) hat die Kirchenleitung in ihrer Sitzung

am 9. März 1982 den Freibetrag, der bei Ausübung einer Ne­

bentätigkeit durch Pastoren von der Ablieferungspflicht ausge­

nommen bleibt,

für das Kalenderjahr 1981 auf den Betrag von 6 000 Deutsche

Mark jährlich festgesetzt.

Vergütung im Sinne des § 14 KBesG ist jede Gegenleistung 

in Geld oder geldwerten Vorteilen, auch wenn kein Rechtsan­
spruch auf sie besteht. Das gilt auch für pauschalierte Auf­

wandsentschädigungen. Ausgenommen sind der Ersatz von 

Fahrkosten sowie Tage- und Übernachtungsgelder bis zur Höhe 

der höchsten Reisekostenstufe des Bundesreisekostengesetzes. 

Aus § 14 KBesG ergibt sich, daß die den Freibetrag über­
;;teigenden Vergütungen an das Nordelbische Kirchenamt als 

die für die Zahlung der Dienstbezüge im Hauptamt zuständige 

Stelle abzuliefern sind. Die Ablieferungspflicht beginnt, sobald 

die Vergütung den Freibetrag des Kalenderjahres 1982 iiber-

steigt. Die Betroffenen werden gebeten, diese Verpflichtung 

besonders zu beachten, damit hohe Nachforderungen vermi2clen 
werden. 

.Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage: 

Je s s e n
Az : 3ll40 -- D J D 1 

Änderung 

der Verwaltungsanordnung über die 

Vergiihmg und die Erstattung von Unkosten 

bei Vakanzverwaltungen 

vom 7. April 1981 

1 Das Nordelbische Kirchenamt hat die Verwaltungsanord­
nung über die Vergütung und die Erstattung von Unkosten 

bei Vakanzverwaltungen vom 7. April 1981 (GVB!. 1981 

S. 71) am 2. Februar 1982 wie folgt geändert.

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2) Der Propst entscheidet darüber, ob an den Vakanz­
verwalter eine Vergütung gezahlt wird oder nicht. Wird 

eine Vergütung gezahlt, setzt der Propst deren Höhe nach 

pflichtgemäßem Ermessen unter Berücksichtigung von Art 
und Umfang der zu leistenden Arbeit im Rahmen zwischen 

200,-- DM bis 500,- DM (monatliche Brutto-Beträge), in 

besonders gelagerten Fällen bis zu monatlich brutto 600,--­

DM, fest. Sind mehrere Pastoren mit der Vakanzverwaltung 
beauftragt, so wird die Vakanzvergütung zwischen ihnen 

aufgeteilt. Die Zahlung der Vergütung erfolgt durch den 

Kirchenkreis." 

2. Die neue Fassung des § 2 Abs. 2 tritt mit sofortiger Wir­

kung in Kraft.

Kiel, den 26. Februar 1982 

Nordelbisches Kirchenamt 

G ö l d n e r  

Az.: 2390 - V I .' P III / P 1 

Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Kiel, den 11. März 1982 

Kirchengemeinde: Vicelin-Kirchengemeinde Neumünster 

Kirchenkreis: Neumünster 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: b·.-Luth. Vic elin­
Kirchengemeinde Neumünster. 

Nordelbisches Kirchenamt 
Im Auftrage: 

K usc h e  

Az.: 9153 Vicelin-Kirchengemeinde Neumünster - 5 I i AR 1 
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Ste 11 ena us schreib u nge n 

Pfarrstellenausschreibungen 

In der Kirchengemeinde B ü d e 1 s d o r f im Kirchenkreis 

Rendsburg ist die 1. Pfarrstelle vakant und zu besetzen. Die 

Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Auf Veranlassung des Kirchenvorstandes ergeht folgende 

Ausschreibung: 

In der Kirchengemeinde Büdelsdorf sollte die vakante 1. 

Pfarrstelle bis zum Jahresende gerne wiedet besetzt sein. 

Die Vakanzvertretung ist durch einen Emeriti zufriedenstel­

lend gelöst, so daß für mögliche Interessenten genügend Zeit 

besteht, die Kirchengemeinde Büdelsdorf und ihre Mitarbeiter 

durch Besuche und Gespräche erst einmal näher kennenzu­

lernen. Die Kirchengemeinde Büdelsdorf hat bei zwei Kirchen 

z. Z. eine sonntägliche Predigtstätte (guter Besuch) und ist in

drei Pfarrbezirke mit jeweils ca. 3 000 Gemeindeglieder aufge­

teilt. Die Arbeit (ca. 25 Taufen, 60 Konfirmanden, 10 Trau­

ungen, 40 Beerdigungen pro Jahr und Bezirk) wird bezirks­

weise getan, wobei jeder Pastor auch noch gesamtgemeindliche 

Aufgaben hat. Für die gesamte Gemeinde tun außerdem noch 

Dienst: 1 Organist (nebenamtlich), 1 Sekretärin (halbtags),

1 Diakonin (Kindergottesdienst, Kinder- und Jugendarbeit),

1 Friedhofswärter (Friedhof unmittelbar neben der Kirche),

2 Küster bzw. Hausmeister, 3 Erzieherinnen und 3 Praktikan­

tinnen (Halbtagskindergarten), 1 Zivildienstleistender (Sozial­

arbeit), 1 Sozialhelferin (halbtags), 5 Reinigungskräfte (Kinder­

garten, 3 Gemeindehäuser) sowie zahlreiche ehrenamtliche Hel­

fer in der Kinder-, Jugend-, Frauen- u. Altenarbeit. Das Pasto­

rat und der Garten eignen sich eher für eine kleine Familie. 

Alle Schulen sind im Orte oder im unmittelbar angrenzenden 

Rendsburg leicht zu erreichen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Pommernweg 32, 

2370 Büdelsdorf. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung 

einzureichen. Auskünfte erteilen die Pastoren Godzik, Moor­

weg 22, 2370 Büdelsdorf, Tel. O 43 31/3 15 74, und Jordan, Pom­

mernweg 32, 2370 Büdelsdorf, Tel. O 43 31/ 3 15 73, sowie Propst 

Jochims, Hollesenstr. 25, 2370 Rendsburg, Tel. O 43 31 /73 81. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Büdelsdorf (1) - P III / P 3 

In der Philippus-Gemeinde zu H a m  b u r g - H o r n im Kir­

chenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Süd - ist die 1. Pfarrstelle 

vakant und umgehend mit einem Pastor oder einer Pastorin 

zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchen­

vorstandes. 

Die am östlichen Stadtrand Hamburgs gelegene Kirchen­

gemeinde - überwiegend Neubaugebiet - hat bei ca. 16 000 

Einwohnern ca. 9 500 Gemeindeglieder und zwei Pfarrstellen. 

Eine Bezirksaufteilung besteht nicht. Ein aufgelockertes Ge­

meindezentrum mit Kirche, Kindertagesheim, Gemeindehaus, 

Altentagesstätte, Jugendhaus und Mitarbeiterwohnungen ist 

vorhanden. Schwerpunkte der gemeindlichen Arbeit sind z. Z. 

Kindergartenarbeit, Kinder- und Jugendarbeit einschUeßlich 

der Arbeit mit zahlreichen Konfirmanden, Altenarbeit und Ge­

meindebüchereiarbeit in Zusammenarbeit mit den öffentlichen 

Bücherhallen. Kirchenvorstand und Mitarbeiter/innen und vielö 

ehrenamtliche Kräfte erwarten vom künftigen Pfarrstelleninha­

ber ein offenes, partnerschaftliches Miteinander in sozialew 

Engagement für die Gemeinde. Besonders zu unterstützen bz"·· 

auszubauen ist die Erwachsenenarbeit, wie z.B. Konfirmanden­

elternarbeit. Darüber hinaus bieten sich genügend Möglich­

keiten, um eigene Schwerpunkte zu setzen. Ein geräumige c 

Pastorat mit Garten, ca. 5 Wegminuten vom Gemeindezentrmr. 

entfernt, steht zur Verfügung. Alle Schularten befinden sich ir,. 

Lmmittelbarer Nähe. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Manshardtstr. 105 

2000 Hamburg 74. Weitere Unterlagen sind auf Anforderun:= 

einzureid1en. Auskünfte erteilen Pastor van Riesen, Manshardt­

str. 105 a, 2000 Hamburg 74, Tel. 040/ 6 51 25 48, und Propst 

Wenn, Neue Burg 1, 2000 Hamburg 11, Tel. 040/3 68 91. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach ErscheineP. 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Philippus-Gemeinde HH-Horn (1) -- P I .1 P 3 

* 

In der Kirchengemeinde H ors t im Kirchenkreis Rantzau 

ist die Pfarrstelle vakant und umgehend zu besetzen. Die Be­

setzung erfolgt durch \Vahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Horst in Holstein umfaßt ca. 3 500 Ge­

meindeglieder. Ein Zusammenschluß mit der kleineren Nach­

bargemeinde Hohenfelde (800-900 Gemeindeglieder) zu einer 

Gemeinde mit zwei Pfarrstellen steht in Aussicht, wobei die 

eine von dem in Hohenfelde bereits amtierenden Pastor über­

nommen wird. Dadurch verringert sich die Zahl der Gemeinde­

glieder für die jetzt neu zu besetzende Pfarrstelle auf ca. 2 600. 

Horst ist eine Zentralgemeinde; Grund-, Haupt- und Realschule 

am Ort; höhere Sdmlen in der 7 km entfernten Stadt Elmshorn. 

Die 1768 erbaute Kirche wurde 1966 renoviert. Auf dem park­

ähnlich gestalteten Kirchengelände liegen außerdem das neue 

Gemeindehaus, der neu erbaute Kindergarten sowie das 1975 

errichtete Pastorat. Wir wünschen uns einen Pastor, möglichst 

mit Berufserfahrung, der bereit ist, mit einem kooperativen 

Kirchenvorstand zusammenzuarbeiten. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Bahnhofstraße 1 a, 

2203 Horst (Holst.). Weitere Unterlagen sind auf Anforderung 

einzureichen. Auskünfte erteilt Propst Goetz, Kirchenstr. 3, 

2200 Elmshorn, TeL O 41 2112 20 74 oder O 41 21/6 14 58 (pri­

vat). 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Horst - P II ' P 3 

* 

Die Pfarrstelle L ü g  u m  k I o s t e r der Nordschleswigschen 

Gemeinde der Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche wird vakant unc\ 

ist zum 1. Mai 1982 zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 

Berufung des Kirchenvorstandes der Nordschleswigschen Ge­

meinde. 

Der Pfarrbezirk Lügumkloster in Nordschleswig/Dänemark 

ist einer der sieben Pfarrbezirke der an die Nordelbische Kirche 
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angeschlossenen Nordschles,vigschen Gemeinde. Es wird ein 

?astor gesucht, der Freude daran hat, einen überschaubaren 

Gemeindebezirk in der deutschen Volksgruppe in Nordschles­

·,vig als Seelsorger zu betreuen. Ein Kreis von aktiven Kir­

chenvertretern steht ihm dabei zur Seite. Z. Z. bestehen meh­

rere Gemeindekreise. Gottesdienste werden jeweils einmal mo­

natlich in deutscher Sprache in der Klosterkirche in Lügum­

kloster, sowie in den Kirchen in Norderlügum und Osterhoist 

gehalten. Auch die Amtshandlungen finden in den Ortskirchen 

statt. Mit den örtlichen dänischen Gemeinden bestehen Ver­

lräge über die Kirchenbenutzung. Am deutschen Pastorat be­

'indet sich ein eigenes Gemeindehaus. Dänische Sprachkennt­

nisse werden nicht erwartet und sind zunächst nicht erforder­

lich. Mit den zehn anderen deutschen Pastoren Nordschleswigs 

besteht eine gute Zusammenarbeit. Das Pastorat (Garverga­

de 14 in Lügumkloster) mit Garten liegt in ruhiger Wohn­

gegend (Amtszimmer und vier Zimmer im Erdgeschoß, fünf 

Zimmer und Bad im Obergeschoß, Fernheizung). Deutscher

Kindergarten und deutsche Schule (1.-7. Schuljahr) am Ort,

S.--10. Schuljahr in Tondern (16 km, Schulbus), deutsches Gym­

nasium in Apenrade (35 km, Schulbus, Internat), Abitur aner­

kannt in Dänemark und Deutschland. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

'.auf sind zu richten an den Kirchenvorstand der Nordschles­

wigschen Gemeinde, z. H. des Vorsitzenden, Herrn Wolffhechel, 

Hovedgade 20, DK-6360 Tingleff. Weitere Unterlagen sind auf 

Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen der Vorsitzende 

der Nordschleswigschen Gemeinde, Herr Wolffhechel, Grön­

ningen 74, DK-6230 Rödekro, Tel. (0 04 54 internationale Vor­

wahl) 66 23 20, Pastor Schmidt, Garvergade 14, DK-6240 Lü­

gumkloster, Tel. O 04 54/74 33 33, der Kirchenälteste, Herr Clau­

sen, Vester-Terp, DK-6240 Lügumkloster, Tel. O 04 54/74 38 87, 

und der Senior der Nordschleswigschen Gemeinde, Pastor 

Thomsen, Ahlmannsvej 20, DK-6300 Gravenstein, Tel. O 04 54/ 

65 18 34. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Lügumkloster - P III / P 3 

In der Kirchengemeinde M ü r w i k im Kirchenkreis Flens­

burg ist die 1. Pfarrstelle vakant und umgehend mit einem 

Pastor oder einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt 

durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Dieser Bezirk (Fruerlund) umfaßt ca. 2 500 Gemeindeglieder 

und ist Teil der Siedlung Fruerlund. Der andere Siedlungsteil 

gehört zur Nachbargemeinde St. Jürgen. In dem Gebiet steht 

ein Gemeindezentrum für alle Zweige der Gemeindearbeit ein­

schließlich Gottesdienst. Dort arbeiten beide Bezirke zusammen 

mit dem Ziel der Bildung einer neuen Gemeinde. Ein Pastorat, 

neben dem Gemeindezentrum gelegen, wurde im Sommer 1981 

fertiggestellt. Von den Bewerbern bzw. Bewerberinnen werden 

Mut und Phantasie für die Aufbauarbeit in der Siedlungsge­

meinde und Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit dem Teil der 

Kirchengemeinde St. Jürgen und dem Studentenpfarramt der 

Pädagogischen Hochschule erwartet. Sämtliche Schulen und eine 

Pädagogische Hochschule sind in der Gemeinde vorhanden. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Fördestr. 4, 

2390 Flensburg-Mürwik. Weitere Unterlagen sind auf Anforde­

mng einzureichen. Auskünfte erteilen die Pastoren Graf zu 

Lynar, Fördestr. 14, 2390 Flensburg-Mürwik, Tel. 04 61/ 3 76 75, 

Tröber, Fruerlundhof 12, 2390 Flensburg, Tel. 04 6113 81 28, 

lv1öbius, Fördestr. 6, 2390 Flensburg-Mürwik, Tel. 04 61/3 70 55, 

und Röhrs, Fördestr. 10, 2390 Flensburg-Mürwik, Tel. 04 61.' 

3 01 69, sowie Propst Steenbock, Miihlenstr. 19, 2390 Flensburg, 

Tel. 04 61/5 20 21. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Mürwik (1) - P III / P 3 

* 

In der St. Antonius-Kirchengemeinde Ne u k i r c h e n  i 11 

H o 1 s t e i n  im Kirchenkreis Oldenburg ist die Pfarrsteile 

vakant und umgehend zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 

Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die unmittelbar an der Ostsee gelegene St. Antonius-Kir­

chengemeinde Neukirchen in Holstein ist eine ländliche Ge­

meinde mit ca. 1 700 Gemeindegliedern. Der anerkannte Er­

holungsort Neukirchen mit den Strandgebieten Seekamp, Sütel, 

Ostermade und Kraksdorf hat einen auch für die kirchliche 

Arbeit bedeutenden Fremdenverkehr. Ein modernes, geräumi­

ges Pastorat mit Garten ist vorhanden. Das Gemeindehaus 

wird z. Z. weiter ausgebaut. Die Grundschule ist am Ort, alle 

anderen Schularten sind im 11 km entfernten Oldenburg in 

Holstein. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, An der Kirche 18, 

2442 Neukirchen über Oldenburg (Holst.). Weitere Unterlagen 

sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen der 

Vakanzvertreter, Pastor Klein, Wallstraße 3, 2440 Oldenburg 

in Holstein, Tel. o 43 61/28 20, der stellvertretende Vorsitzende 

des Kirchenvorstandes, Herr Krause, 2442 Godderstorf, Tel. 

O 43 65/369, und Propst Vontheim, Kirchenstraße 9, 2430 Neu­

stadt in Holstein, Tel. o 45 61/62 00. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 St. Antonius-Kirchengemeinde Neukirchen in Holstein 

-P II /P 3 

* 

In der Kirchengemeinde O 1 d e s  l o e im Kirchenkreis Sege­

berg ist die 1. Pfarrstelle umgehend zu besetzen. Die Beset­

zung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Oldesloe hat 7 Pfarrstellen. Die Pfarr­

;telle I umfaßt den Landbezirk Rethwisch mit dem Dienstsitz 

in Rethwischdorf mit insgesamt ca. 2 600 Gemeindegliedern. 

Neue Kirche und geräumiges Pastorat mit 2 Gemeinderäumen 

sind vorhanden. Im Bezirk dieser Pfarrstelle wird eine rege 

Jugend- und Altenarbeit und eine gute Chorarbeit (nebenbe­

ruflicher Kirchenmusiker) geleistet. Gute Zusammenarbeit un­

ter den Pastoren und kirchlichen Mitarbeitern. Keine Verwal­

tungsarbeit des Pfarrstelleninhabers. Sämtliche Schulen im 

6 km entfernten Bad Oldesloe durch Busverkehr zu erreichen. 

Autobahnanschluß zu den Hochschulen und Universitätsstädten 

Lübeck und Hamburg. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Kirchberg 4, 2060 

Bad Oldesloe. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung einzu­

reichen. Auskünfte erteilen Pastor Bahnemann, Kirchberg 4, 

2060 Bad Oldesloe, Tel. 0 45 31/ 60 01, und Propst Schwarz, 

Kirchplatz 3, 2360 Bad Segeberg, Tel. O 45 51/30 05. 



Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs \'\lochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Oldesloe (1) - P II/ P 3 

* 

In der Kird1engemeinde P r o n s t o r f im Kirchenkreis Sege­

berg ist die Pfarrstelle umgehend zu besetzen. Die Besetzung 

erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes nach Präsentation 

durch den Kirchenpatron. 

Die ländlich geprägte Kirchengemeinde am Ostende des War­

dersees umfaßt 8 Dörfer mit rund 2 300 Gemeindegliedern. 

Die alte Kirche als einzige Predigtstätte liegt mit dem Friedhof 

in Pronstorf. Das dortige Pastorat ist soeben modernisiert und 

gründlich hergerichtet; es umfaßt Wohnung, Amtsteil und Ge­

meinderäume. Die Kirchengemeinde ist Trägerin eines länd­

lichen Kindergartens in Goldenbek, dort auch Grundschule; 

weiterführende Schulen in Bad Segeberg. Die Haushalts-, Kas­

sen- und Rechnungsführung ist der Kirchlichen Rechnungsstelle 

in Bad Segeberg übertragen, so daß die Kirchengemeinde von 

einem Teil der Verwaltungsarbeit entlastet i,st. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, z. Hd. Propst 

Schwarz, Kirchplatz 3, 2360 Bad Segeberg. Weitere Unterlagen 

sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilt Propst 

Schwarz, Kirchplatz 3, 2360 Bad Segeberg, Tel. O 45 51/ 30 05. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Pronstorf - P II / P 3 

* 

In der Kirchengemeinde Q u i c k b o r n im Kirchenkreis 

Niendorf wird die 1. Pfarrstelle vakant und ist voraussichtlich 

zum 1. Juni 1982 zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch 

Wahl des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Quickborn hat rund 10 000 Gemeinde­

glieder bei drei Pfarrstellen. Die Arbeit der Pastoren, z.B. die 

Begleitung einer großen Gruppe von ehrenamtlichen Mitar­

beitern im Besuchsdienst, die Jugendarbeit, Gesprächs- und Ar­

beitskreise für Erwachsene, wird bisher überwiegend funktional 

aufgeteilt. Wir stellen uns vor, daß sich ein neuer Pastor vor 

allem der Kinder- und Jugendarbeit widmet, das letztere in 

Absprache mit unserer Gemeindehelferin. Es ist ein großer 

Kreis von haupt- und ehrenamtlichen Mitarbeitern vorhanden, 

der sich auch in Zukunft Kooperation und Teamarbeit wünscht. 

Die verkehrsgünstig und nahe bei Hamburg gelegene Stadt 

Quickborn entfaltet ein reges kulturelles Eigenleben, Kinder­

gärten und sämtliche Schulen sind vorhanden. Geboten wird 

ein Pastorat, das gerade im Bau ist, neben dem 2. Gemeinde­

zentrum, in dem sich die Räume für die Gemeindearbeit dieser 

Pfarrstelle befinden. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Ellerauer Str. 2, 

2085 Quickborn. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung ein­

zureichen. Auskünfte erteilen Pastor von Lowtzow, Feldbehn­

straße 2 d, 2085 Quickborn, Tel. O 41 06/21 89, und Propst 

Mondry, Kollaustr. 239, 2000 Hamburg 61, Tel. 040/58 38 63. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Sechs Wochen nach Erscheinen 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Quickborn (1) - P II / P 3 
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In der Kirchengemeinde W e d din g s t  e d t im Kirchen­

kreis Norderdithmarschen ist die 1. Pfarrstelle umgehend mi'. 

einem Pastor zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Waht 

des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Weddingstedt (ca. 4 500 Gemeinde­

glieder) ist fast ausschließlich von dörflichem Charakter ge­

prägt. Sie liegt an der Eisenbahnlinie Hamburg-Westerland 

unmittelbar vor den Toren der Kreisstadt Heide. Außer der 

Grundschule am Ort sind sämtliche anderen Schularten in Heide 

durch Stadtbusverbindung zu erreichen. Zur Kirchengemeinde 

gehören neben dem Kirchdorf noch 3 Außendörfer. Die 1140 

erstmalig urkundlich erwähnte St. Andreas Kirche, in der an 

jedem Sonntag Gottesdienst und Kindergottesdienst gehalten 

wird, steht in Weddingstedt, daneben im Dorf Wesseln noch 

eine 1969 erbaute Kreuz Kirche, in der zweimal im Monat 

Gottesdienste gehalten werden. Der Kirchenvorstand erhofft 

sich einen Pastor, dem eine evangeliumsgemäße Verkündigung: 

und Seelsorge Hauptanliegen seines Dienstes sind. Das Pasto­

rat ist 1859 erbaut worden. Zur Zeit sind 90 Vor- und 80 

Hauptkonfirmanden zu unterrichten. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, z. Hd. des stell­

vertretenden Vorsitzenden, Herrn Schulrat Bertram, Doppel­
eiche 15, 2240 Wesseln. Weitere Unterlagen sind auf Anforde­

rung einzureichen. Auskünfte erteilen der stellvertretende Vor­

sitzende des Kirchenvorstandes, Herr Schulrat Bertram, Dop­

peleiche 15, 2240 Wesseln, Tel. 04 81/7 19 15 bzw. 9 73 22 

(dienstlich), und Propst Dr. Asmussen, Markt 27, 2240 Heide 

(Holst.), Tel. 04 81/ 6 32 20. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Drei Wochen nach Erscheine1, 

dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Weddingstedt (1) - P III / P 3 

* 

In der Kirchengemeinde W e n t o r f im Kirchenkreis Stor­

marn - Bezirk Reinbek-Billetal - wird die 2. Pfarrstelle va­

kant und ist zum 1. September 1982 mit einem Pastor oder 

einer Pastorin zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl 

des Kirchenvorstandes. 

Die Kirchengemeinde Wentorf hat bei c a. 10 000 Einwoh­

nern eine Gemeindegliederzahl von etwa 7 000. Wentorf liegt 

verkehrsgünstig am östlichen Stadtrand Hamburgs. Am Ort be­

finden sich alle Schulen. Die Bevölkerung ist geprägt durch 

die überwiegende Einzelhausbebauung und den großen Anteil 

an Soldaten und ihren Familien. In der Kirchengemeinde ar­

beiten neben dem Kollegen (28 Jahre) und einem Militärpfarrer 

eine Jugenddiakonin und weitere haupt- und ehrenamtliche 

Mitarbeiter. Vorhanden sind eine kleine, für kommunikative 

Gottesdienste und Gemeindeveranstaltungen geeignete Kirche 

mit neuer Orgel, ein Kindertagesheim sowie ein Alten- und 

Pflegeheim. Ein individuelles Pastorat liegt unmittelbar neben 

der Kirche. Wir freuen uns auf die Zusammenarbeit mit einer 

Pastorin bzw. einem Pastor, die bzw. der auf die vielfältigen 

Fragestellungen engagiert eingehen und das Leben in unserer 

Gemeinde mitgestalten möchte. Arbeitsschwerpunkte nach Ab­

sprache. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebens­

lauf sind zu richten an den Kirchenvorstand, Am Burgberg 1, 

2057 Wentorf. Weitere Unterlagen sind auf Anforderung ein-



�ureichen. Auskünfte erteilen die Pastoren Braune-Szillat, Am 
Burgberg 1, 2057 \,Ventorf, Tel. 040.• 7 20 31 96, und Runge, 
�einbeker Weg 27, 2057 iYentorf, Tel. 040/7 20 2711, der Vor­
sitzende des Kirchenvorstandes, Herr Burkhardt, Schulstr. 33, 

2057 Wentorf, Tel. 040/7 20 21 93, sowie Propst Hamann, 
R.ockenhof 1, 2000 Hamburg 67, Tel. 04016 0310 92 bzw. 
"i 38 20 .31. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier \.Yochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 
Az.: 20 Wentorf (2) -- P II / P 3 

Stellenausschreibungen 

Die ev.-luth. Kirchengemeinde Westerland; Sylt sucht zum 
sofortigen Eintritt einen erfahrenen 

fried h o f s g ä r t ncr m e i s t e r

Drei Mitarbeiter auf den beiden Friedhöfen wünschen sich 
t?inen fähigen und zur Kooperation willigen Vorgesetzten. 

Die Bezahlung erfolgt nach KAT VI b; eine Wohnung kann 
,;estellt werden. Bewerbungen mit Zeugnissen und handge­
;chriebenen Lebenslauf werden erbeten an den Vorsitzenden 
des Kirchenvorstandes Pastor Hans Stemper, Bastianstr. 8, 
:::280 Westerland/Sylt, Telefon O 46 5L 52 00. 

A.z.: 30 Westerland III - D 7 

Die Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Petri, Ratzeburg, sucht 
:um 1. August 1982 eine qualifizierte 

K i n d e r g a r ten l e i t e r i n  
(ohne Übernahme einer Gruppe) 

Es wird eine bewußt christliche Erzieherin mit mehrjähriger 
3erufspraxis und religionspädagogischer Erfahrung gesucht. 

Der modern eingerichtete Kindergarten (Baujahr 1972) hat 
.:lrei Vormittags- und eine Nachmittagsgruppe/n. 

Eine Dienstwohnung im Kindergarten kann bezogen werden. 
Vergütung nach KAT (V b). 

Anfragen und Bewerbungen werden umgehend erbeten an: 
Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kirchengemeinde 
St. Petri zu Ratzeburg 
Kirchenbüro 
Sehrangenstr. 3 
2418 Ratzeburg 

Az.: 30 St. Petri - E I ' E 1 

Die ev.-luth. Kirchengemeinde St. Lukas in Hamburg-Fuhls­
büttel sucht zum 1. 12. 1982 

eine(n) B - K i r c h e n m u s i k e r ( i n ) 

für eine halbe Stelle als Kantor und Organist. 

Die Kirchengemeinde hat zwei Pfarrstellen, 7 000 Gemeinde­
glieder, einen durchschnittlichen Gottesdienstbesuch von 100-
120 Personen und pflegt eine traditionelle Liturgie. 

Es bestehen folgende musikalische Gruppen: Kantorei, Posau­
:1enchor, Orff-Musik-Gruppe. 
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An Instrumenten sind vorhanden: eine Kemper-Orgel (Bau­
jahr 1938, 3 Manuale, 34 klingende Stimmen), ein Cembalo 
(Sassmann, 2 Manuale, 4 Register) und ein Klavier. 

Wir wünschen uns einen engagierten Kirchenmusiker, der 
Freude an der Gottesdienstgestaltung sowie an der Leitung 
der Kantorei hat und seine kirchenmusikalische Tätigkeit als 
Gemeindearbeit versteht. 

Auskunft erteilt der Kirchenvorstand (Pastor Laible, Tel.: 
040/59 9515; Frau Borck, Tel. 040/59 08 87; Herr Schultz, 
Tel. 040/5032 47). 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen sind zu richten 
.m den Kirchenvorstand Hummelsbütteler Kirchenweg 8, 2000 
Hamburg 63. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 30 Lukas Fuhlsbüttel ·� TI / T 2 

Das Jugendpfarramt des Kirchenkreises Stormarn in Ham­
burg sucht 

ein e, n P ä d ago g i s c h e, n 
Mi t a r b e i t e r / i n  (D i a k o n; i n) 

für übergemeindliche Jugendarbeit. 
Ein Pastor, eine Diplompädagogin, zwei Sozialpädagogen, 

eine Geschäftsführerin und zwei Zivildienstleistende sind z. Z. 
im Jugendpfarramt tätig. Die hiermit ausgeschriebene Sozial­
pädagogenstelle ist zum 1. 9. 1982 zu besetzen. 

Die Arbeit des Jugendpfarramtes ergibt sich vor allem aus 
folgenden Bereichen: 

l. Schulung und Beratung der haupt- und ehrenamtlichen
Mitarbeiter in der Jugendarbeit der Kirchengemeinden. Dies
geschieht in erster Linie als Praxisbegleitung und durch
das Angebot von Seminaren.

.2. Unterstützung der Jugendarbeit einzelner Gemeinden und 
Zusammenarbeit mit anderen kirchlichen und gesellschaft­
lichen Institutionen. 

3. Begleitung von einzelnen Projekten evangelischer Jugend­
arbeit.

4. Vertretung der kirchlichen Jugendarbeit in den verschie­
denen kirchlichen, politischen und anderen gesellschaftlichen
Gremien.

Der Kirchenkreis Stormarn erstreckt sich von Hamburg­
Wandsbek bis kurz vor Bad Oldesloe. Er umfaßt typische 
Großstadtgemeinden und Neubausiedlungen ebenso wie Stadt­
randgebiete und dörfliche Gemeinden. 

Es wird ein/e Mitarbeiter/in mit Phantasie, Engagement, 
Sachkenntnis und Bereitschaft zur Zusammenarbeit im Team 
des Jugendpfarramtes sowie mit den Mitarbeitern der Ge­
meinden und in Gremien unterschiedlicher Art gesucht. 

Vergütung erfolgt nach KAT. 

Anfragen und Bewerbungen sind bis zum 21. Mai 1982 an 
das Jugendpfarramt des Kirchenkreises Stormarn, Rockenhof 1, 
2000 Hamburg 67, Telefon 040/6 0310 99 Jugendpastor Dieter 
Döring (priv. 040/ 6 78 62 50) zu richten. 

Az.: 30 Kirchenkreis Stormarn - E I / E 1 



Personal nach richten 

Die Zweite Theologische Prüfung haben bestanden: 

Am 12. März 1982 die Kandidaten des Predigtamtes 

Gisela A r  p, Andreas Er 1 e r, Sabine F o h  l, Jürgen Fr i -

d e  t z k y, Detlev G a u s  e, Katrin G e l d e r, Uwe G 1 e ß -

m e r, Winfried H a  r d t , Bernd H o f m a n n, Petra P r i e -

s t e r  geb. Kayser, Ekkehard v o n  K 1 e i s t, Ingrid K r  e c h, 

Thomas K r  e t  z m a n  n, Ekhard K ü 11 s ,  Birgit Ma h n, 

Gunter M a r w e g e , Reinhard P i k o r a , Wolfgang P j e d e  , 

Dr. Stephan R e  i m e r  s , Hartwig v o n S c h u b e r t , Diet­

mar S p r u n g, Hanna U b b e 1 o h  d e, Jens V e r  i n  g, Tho­

mas V o g e I , Michael W a t z I a w i k , Maike W e s t p h a l -

G e i  c k, Harald W i e n  i c k e und Jürgen W i s c h .  

O r din i e r t: 

Am 27. März 1982 der Vikar Jürgen Michael Fr i d e  t z k y ; 

am 27. März 1982 der Vikar Bernd H ofman n ;  

am 27. März 1982 der Vikar Dietmar S p r u n g ; 

am 28. März 1982 der Vikar Detlev G a u s e ; 

am 28. März 1982 die Vikarin Hanna U b b e 1 o h  d e  ; 

am 28. März 1982 der Vikar Michael W a t z 1 a w i k . 

Ern a n n t: 

Mit Wirkung vom 4. März 1982 der bisherige Kirchenamtsrat 

Günther H e  n n i g zum Kirchenoberamts rat; 

mit Wirkung vorn 16. März 1982 der Pastor Volker B a  g d a  h n, 

z. Z. in Tellingstedt, zum Pastor der Pfarrstelle der Kir­

chengemeinde Gnissau, Kirchenkreis Eutin; 

mit Wirkung vom 1. Mai 1982 der Pastor Gerhard E n g e  I, 

bisher in Lübeck-Travernünde, zum Pastor der 2. Pfarr­

stelle der Kirchengemeinde Scharbeutz, Kirchenkreis Eutin. 

B e r u f en: 

Mit Wirkung vom 1. August 1982 auf die Dauer von 10 Jahren 

der Pastor Hansjoachim R a t h  j e n, bisher in Reinbek, 

zum Pastor der Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn 

für Religionsunterricht im Gymnasium in Wentorf. 

E i n g e f ü h r t: 

Am 21. Februar 1982 der Pastor Jürgen S t ä c k e r  als Pastor 

in die 2. Pfarrstelle der Rogate-Kirchengemeinde Meien­

dorf, Kirchenkreis Stormarn, Bezirk Wandsbek-Rahl­

stedt -; 

am 7. März 1982 der Pastor Jürgen Ch r i s t o p h  e r  s e n in 

das Amt des Leiters der Fachschule für Heilerzieher der 

Stiftung „Alsterdorfer Anstalten"; 

am 7. März 1982 der Pastor Volker S c h a u e r  als Pastor in 

die 3. Pfarrstelle der Paul-Gerhardt-Kirchengerneinde in 

Lübeck, Kirchenkreis Lübeck. 

B e u rlaubt: 

Mit Wirkung vom 1. September 1982 auf die Dauer von 

5 Jahren der Pastor Martin Ru n g e, bisher in Wentorf, 

für eine Tätigkeit beim Evangelischen Missionswerk im 

Bereich der Bundesrepublik Deutschland und Berlin \'Vest 

e.V. in Hamburg.

B e a u f t r a g t: 

Der Pastor z. A. Uwe B a u m g a r t e n, geb. Gärtner, z. Z. 

in Kiel-Wellingdorf, mit Wirkung vorn 16. März 1982 iir. 

Rahmen seines Probedienstverhältnisses zur Nordelbische,-. 

Ev.--Luth. Kirche mit der Verwaltung der 1. Pfarrstelh: 

der Kirchengemeinde St. Markus in Kiel-Gaarden, Kir­

chenkreis Kiel; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Andrea5 

E r l e r unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Ver­

waltung der 5. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Steinbek, 

Kirchenkreis Storrnarn -- Bezirk Reinbek-Billetal -; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 die Pastorin z. A. Sabine 

F o h  1 unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­

tung der Pfarrstelle der Kirchengemeinde Eilbek-Oster­

kirche, Kirchenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Ost-; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z .  A. Jürgen-Mi­

chael Fr i d e  t z k y unter Begründung eines Dienstver­

hältnisses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche 

mit der Verwaltung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemein­

de Lensahn, Kirchenkreis Oldenburg; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Detlef 

G a u s  e unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Ver­

waltung der Pfarrstelle der Erlöser-Kirchengemeinde Heide, 

Kirchenkreis Norderdithmarschen; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Winfried 

H a r d  t unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwal­

tung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Siek, Kirchen­

kreis Stormarn - Bezirk Ahrensburg-; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Bernd H o f  -

m a n  n unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Ver­

waltung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Bad Bram­

stedt, Kirchenkreis Neumünster; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Thomas 

K r  e t  z m a n  n unter Begründung eines Dienstverhältnis­

ses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der 

Verwaltung der Pfarrstelle der Kirchengemeinde Eirene 

Harnburg-Langenhorn, Kirchenkreis Alt-Hamburg - Be­

zirk Nord-; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Eckart N a  s e 

unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf Probe 

zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Verwaltung 

der 1. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Tellingstedt, Kir­

chenkreis Norderdithmarschen; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Reinhard 

P i k o r a unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 

Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der Ver­

waltung der Pfarrstelle der Gemeinde St. Bonifatius in 

Hamburg-Barmbek, Kirchenkreis Alt-Hamburg - Bezirk 

Ost-; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Hartwig 

von S c h u b e r t  unter Begründung eines Dienstverhält­

nisses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit 

der Verwaltung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde 

St. Georg, Kirchenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Mitte-; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Dietmar 

Sprun g unter Begründung eines Dienstverhältnisses auf 
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Probe zur Nordelbischcn Ev,-luth. Kirche mit der Verwal­

tung der 1, Pfarrstelle der Kirchengemeinde Ahrensbök, 

Kirchenkreis Eutin; 

:-:1it Wirkung vom 1. April 1982 die Pastorin z. A, Hanna 

U b b e 1 o h  d e unter Begründung eines Dienstverhältnis­

ses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der 

Nordelbisches Kirchenamt · Postfach 3449 · 2300 Kiel 

Postvertriebsstück · V 4193 B · Gebühr bezahlt 

Verwaltung der 2. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Burg 

in Dithmarschen, Kirchenkreis Süderdithmarschen; 

mit Wirkung vom 1. April 1982 der Pastor z. A. Michael 

W a t z I a w i k unter Begründung eines Dienstverhältnis­
ses auf Probe zur Nordelbischen Ev.-Luth. Kirche mit der 

Ver-waltung der 6. Pfarrstelle der Kirchengemeinde Mel­
dorf, Kirchenkreis Süderdithmarschen. 


